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Kassenführung . Zugriff auf Kassendaten von Einzelunternehmen bei einer Außen-
prüfung 
 
Verwenden Einzelhändler eine PC-Kasse, die detaillierte Informationen zu den einzelnen Bar-
verkäufen aufzeichnet und diese dauerhaft speichert, dann kann der Betriebsprüfer im Rahmen einer 
Außenprüfung auch auf die Kasseneinzeldaten zugreifen. Dies hat der Bundesfinanzhof am  
16. Dezember 2014 in drei zu Apotheken ergangenen Urteilen entschieden. 
 
In einem der Streitfälle nutzte eine buchführungspflichtige Apotheke ein speziell für Apotheken ent-
wickeltes PC-gestütztes Erlöserfassungssystem mit integrierter Warenwirtschaftsverwaltung. Die 
Tageseinnahmen wurden über modulare PC-Registrierkassen erfasst, dann durch Tagesend-
summenbons ausgewertet und als Summe in ein manuell geführtes Kassenbuch eingetragen. Bei 
einer Außenprüfung verweigerte das Unternehmen dem Prüfer den Datenzugriff auf die Einzel-
dokumentation der Warenverkäufe, weil es nicht zu Einzelaufzeichnungen verpflichtet sei. Dies sah 
der Bundesfinanzhof allerdings anders. 
 
Für bare Kasseneinnahmen hatte der BFH in einer Entscheidung aus 1966 klargestellt, dass der nach 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfall nicht 
nur der am Tagesende insgesamt vereinnahmte Betrag (Tageslosung) ist. Gleichzeitig hatte er aber 
auch angeführt, dass die GoB nur eine Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge im Rahmen des nach 
Art und Umfang des Geschäftes Zumutbaren verlangen.  
 
Demzufolge hatte der BFH die Einzelaufzeichnungspflicht für Einzelhandelsgeschäfte – in Unter-
nehmen, in denen Waren von geringem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht bekannter und auch 
nicht feststellbarer Personen verkauft werden – dahingehend eingeschränkt, dass die baren Betriebs-
einnahmen grundsätzlich nicht einzeln aufgezeichnet werden müssen. 
 
Wer aber, so der BFH in seinen Entscheidungen vom 16. Dezember 2014, ein Kassensystem benutzt, 
das alle Kassenvorgänge einzeln aufzeichnet und speichert, der verzichtet auf diese Erleichterung 
und kann sich nachträglich nicht auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen. Der 
Betriebsprüfer kann dann bei einer Außenprüfung auf die Kasseneinzeldaten zugreifen. 
 
Im Hinblick auf berufliche Verschwiegenheitspflichten führt der Bundesfinanzhof Folgendes aus: 
Soweit der Steuerpflichtige meint, dass einzelne Daten nicht steuerrelevant seien, muss er sie selek-
tieren. Patientenbezogene Daten, deren Herausgabe er verweigern darf, muss er selbst entfernen. Ist 
das nicht möglich, kann der Steuerpflichtige den Zugriff nicht aus diesem Grund verweigern. Er trägt 
damit die Verantwortung und das Risiko, wenn steuer- und nicht steuerrelevante Daten vermengt sind. 
 
 
Einkommensteuer . Vorweggenommene Werbungskosten bei einem zunächst un-
bebauten Grundstück 
 
Ein Werbungskostenabzug ist grundsätzlich auch dann möglich, wenn zwischen dem Erwerb des 
Grundstücks und der Erzielung von Einnahmen mehrere Jahre verstreichen. Dies setzt jedoch voraus, 
dass der Steuerpflichtige auch in dieser Zeit die ernsthafte Absicht hat, das Objekt zu vermieten. Je 
länger die Zeitspanne zwischen dem Beginn des Werbungskostenabzugs und der Einnahmen-
erzielung andauert, desto größer werden regelmäßig die Zweifel an der Einkunftserzielungsabsicht, 
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die der Steuerpflichtige nachweisen bzw. zumindest glaubhaft machen muss. Dies zeigt auch ein 
aktuelles Urteil des Finanzgerichts München vom 24. Juli 2014. 
 
Im Streitfall ging es um den Abzug von vorweggenommenen Werbungskosten für ein unbebautes, 
fremd finanziertes Grundstück, das in 2003 erworben wurde. Im Jahr 2005 wurde ein Architekturbüro 
mit einer Bauplanerstellung beauftragt, die jedoch aus Kostengründen nicht umgesetzt wurde. In 2012 
wurde schließlich die Genehmigung zur Errichtung eines Neubaus erteilt, mit der 2013 begonnen 
wurde. Ab 2014 erfolgte dann die Vermietung.  
 
Das Finanzamt und das Finanzgericht München versagten den Werbungskostenabzug für die Streit-
jahre 2003 bis 2010, da keine Einkünfteerzielungsabsicht erkennbar gewesen sei. Die Argumentation 
des Steuerpflichtigen, es sei keine Bebauung in einem engen zeitlichen Zusammenhang mit dem 
Grundstückserwerb durchgeführt worden, weil er erst die Verbindlichkeiten für den Erwerb des Grund-
stücks überwiegend habe tilgen wollen, blieb ohne Erfolg. 
 
Dass der Steuerpflichtige den Entschluss, Einkünfte zu erzielen, endgültig gefasst und (noch) nicht 
wieder aufgegeben hatte, kann erst im Jahr 2012 angenommen werden, so das Finanzgericht 
München. Das Finanzgericht bemängelte in der Urteilsbegründung insbesondere, dass der Konzept-
vorschlag aus 2005 lediglich eine mögliche Nutzung des Grundstücks skizzierte. Unterlagen über 
Bemühungen, diese Konzepte zu finanzieren und zu realisieren, wurden vom Steuerpflichtigen nicht 
vorgelegt. 
 
Tipp:  Inzwischen ist gegen das Urteil die Revision beim Bundesfinanzhof anhängig. Dieser wird 

u. a. klären müssen, welche Bedeutung ein vorsichtiges Finanzierungsverhalten hat, das eine 
Bebauung erst bei Tilgung des für den Erwerb des Grundstücks aufgenommenen Darlehens 
vorsieht. 

 
Einkommensteuer . Zinsswap-Geschäfte gehören nicht zu den Vermietungsein-
künften 
 
Ausgleichszahlungen aus der Auflösung von Zinsswap-Geschäften führen nicht zu Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung. Dies gilt nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 13. Januar 2015 
selbst dann, wenn die Zinsswaps ursprünglich zur Begrenzung des Risikos in die Finanzierung der 
Anschaffungskosten der vermieteten Immobilie durch variable Darlehen einbezogen waren.  
 
Der Entscheidung des BFH lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine vermögensverwaltende GbR 
erzielte u. a. Einkünfte aus der Vermietung von Immobilien. Die Anschaffungskosten der Objekte 
wurden zum Teil über Darlehen mit variablem Zinssatz finanziert. Zur Absicherung des Risikos 
steigender Zinsen schloss die GbR mit den darlehensgewährenden Banken Zinsswaps ab. Die 
Zinsswaps wurden in der Folge außerhalb der gesetzlichen Veräußerungsfrist von einem Jahr 
abgelöst, wodurch die GbR im Streitjahr 2007 Einnahmen in Höhe von € 2.306.000,00 erzielte. Die 
Darlehen blieben unverändert bestehen. Eine Tilgung durch die Ausgleichszahlungen erfolgte nicht. 
 
Das Finanzamt vertrat die Meinung, dass die Zahlungen den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung zuzurechnen seien, weil die den Einnahmen zugrunde liegenden Sicherungsgeschäfte 
im Zusammenhang mit der Finanzierung von Anschaffungskosten fremdvermieteter Immobilienobjekte 
gestanden hätten – jedoch zu Unrecht, wie der Bundesfinanzhof befand. 
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Der Steuertatbestand der „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung“ erfasst nur das zeitlich 
begrenzte Überlassen einer Immobilie zur Nutzung. Die Ausgleichszahlungen sind aber kein Entgelt 
für eine Nutzungsüberlassung, sondern allein durch die Beendigung des mit den Zinsswaps vertrag-
lich erworbenen Rechts auf die Ausgleichszahlungen veranlasst.  
 
Bei den Zinsswaps handelt es sich um Termingeschäfte, die im Streitjahr als privates Veräußerungs-
geschäft steuerpflichtig gewesen wären, wenn der Verkauf innerhalb der Veräußerungsfrist von einem 
Jahr erfolgt wäre. Da dies aber nicht der Fall war, mussten die Ausgleichszahlungen nicht versteuert 
werden.  
 
Tipp: Nach geänderter Rechtslage sind Einnahmen aus Zinsswaps seit 2009 ohne Berücksichtigung 

von Veräußerungsfristen als Einkünfte aus Kapitalvermögen steuerpflichtig. 
 
 
Einkommensteuer . Tarifbegünstigung für den Gewinn aus der Veräußerung eines 
Mitunternehmeranteils 
 
Gewinne aus der Veräußerung von Mitunternehmeranteilen werden unter bestimmten Bedingungen 
einem ermäßigten Steuersatz unterworfen. Materiell kann die Begünstigung sehr bedeutsam sein. Die 
Tarifbegünstigung setzt voraus, dass alle stillen Reserven, die in den wesentlichen Grundlagen einer 
betrieblichen Sachgesamtheit angesammelt wurden, in einem einheitlichen Vorgang aufgelöst 
werden. Zu dieser Fragestellung sind aktuell zwei wichtige Entscheidungen des Bundesfinanzhofs 
ergangen: 
 
Mit Urteil vom 17. Dezember 2014 hat der BFH entschieden, dass die Tarifbegünstigung nicht zu ge-
währen ist, wenn Teile der wesentlichen Betriebsgrundlagen einer KG unter Fortführung stiller 
Reserven (also zu Buchwerten) auf eine Schwester-KG übertragen und sodann die Mitunternehmer-
anteile an der Schwester-KG veräußert werden, weil nicht alle in der Person des Veräußerers 
(Mitunternehmers) vorhandenen stillen Reserven in einem einheitlichen Vorgang aufgedeckt werden. 
 
Für die Tarifbegünstigung ist nach dieser Entscheidung des BFH grundsätzlich eine zeitraum-
bezogene Betrachtung geboten, wenn aufgrund einheitlicher Planung und in engem zeitlichem 
Zusammenhang mit der Veräußerung der betrieblichen Sachgesamtheit eine wesentliche Betriebs-
grundlage ohne Aufdeckung der enthaltenen stillen Reserven aus deren Betriebsvermögen ausge-
schieden ist. Umfasst ein „Veräußerungsplan“ mehrere Teilakte, so gebietet der Zweck der Tarif-
begünstigung, sämtliche Teilakte (im Urteilsfall: die Übertragung und danach die Veräußerung) mit-
einander zu verklammern und als einen einheitlichen Vorgang im Hinblick auf die atypische 
Zusammenballung der Einkünfte zu betrachten. Außerordentliche Einkünfte liegen daher nicht vor, 
wenn durch einzelne Teilakte des einheitlich zu betrachtenden Vorgangs nicht alle stillen Reserven 
aufgedeckt werden. 
 
In dem Urteil vom 09. Dezember 2014 hat der BFH entschieden, dass der Gewinn aus der Ver-
äußerung eines Mitunternehmeranteils nicht der Tarifbegünstigung unterliegt, wenn der Steuer-
pflichtige zuvor aufgrund einheitlicher Planung und im zeitlichen Zusammenhang mit der Veräußerung 
einen Teil des ursprünglichen Mitunternehmeranteils ohne Aufdeckung der stillen Reserven 
übertragen hat. Im Urteilssachverhalt wurde in einem ersten Schritt ein Teil-Kommanditanteil (und ein 
Teil-Geschäftsanteil an der Komplementär-GmbH) unentgeltlich auf die Ehefrau übertragen und 
sodann der Rest-Kommanditanteil (und der Rest-Geschäftsanteil an der Komplementär-GmbH) 
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veräußert. Das Gericht bestätigte die Ansicht des Finanzamts, dass für die Veräußerung des 
Mitunternehmeranteils die Steuersatzermäßigung nicht zu gewähren ist. Die Tarifbegünstigung setze 
demnach voraus, dass alle stillen Reserven, die in den wesentlichen Grundlagen einer betrieblichen 
Sachgesamtheit angesammelt wurden, in einem einheitlichen Vorgang aufgelöst werden. Die in 
engem zeitlichem Zusammenhang mit der Veräußerung der Sachgesamtheit erfolgte Ausbringung 
einer wesentlichen Betriebsgrundlage zu Buchwerten steht der Tarifbegünstigung aber entgegen. 
 
Tipp: Derartige Gestaltungen bedürfen einer intensiven steuerlichen Prüfung, welche Lösung im 

Einzelfall günstiger ist. Dabei ist zu beachten, dass die Tarifbegünstigung unter engen persön-
lichen Restriktionen steht. Im konkreten Fall sollte stets steuerlicher Rat eingeholt werden. 

 
 
Umsatzsteuer . Zahnaufhellung kann umsatzsteuerfrei sein 
 
Zu den umsatzsteuerfreien Heilbehandlungen des Zahnarztes gehören auch ästhetische Behand-
lungen, wenn sie dazu dienen, Krankheiten oder Gesundheitsstörungen zu diagnostizieren, zu behan-
deln oder zu heilen. Steuerbefreit ist auch eine medizinische Maßnahme ästhetischer Natur zur Besei-
tigung negativer Folgen einer Vorbehandlung. 
 
Der BFH hat mit seinem Urteil vom 19. März 2015 entschieden, dass Zahnaufhellungen dann umsatz-
steuerfreie Heilbehandlungen sind, wenn sie in einem sachlichen Zusammenhang mit der vorherigen 
steuerfreien Zahnbehandlung stehen. Das ist der Fall, wenn Zahn-Verdunklungen aus 
Vorschädigungen behandelt und damit negative Auswirkungen der Vorbehandlung beseitigt werden 
sollten. Da im Streitfall bei einigen Patienten nach medizinisch notwendigen zahnärztlichen Behand-
lungen (z. B. Wurzelbehandlungen) Zahnaufhellungen an zuvor behandelten Zähnen durchgeführt 
worden sind, unterlagen die hieraus resultierten Umsätze nicht der Umsatzbesteuerung. 
 
Der BFH weist in seiner Entscheidung ausdrücklich darauf hin, dass die Steuerbefreiung nicht auf 
solche Leistungen beschränkt ist, die unmittelbar der Diagnose, Behandlung oder Heilung einer 
Krankheit oder Verletzung dienen. Sie erfasst auch Leistungen, die erst als Folge solcher 
Behandlungen erforderlich werden, seien sie auch ästhetischer Natur (Folgebehandlung). So verhält 
es sich, wenn die medizinische Maßnahme dazu dient, die negativen Folgen der Vorbehandlung zu 
beseitigen. Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, wonach 
eine therapeutische Zweckbestimmtheit einer Leistung nicht in einem besonders engen Sinne zu 
verstehen ist. 
 
 
Umsatzsteuer . Steuerpflichtiger Verkauf einer Bierdeckelsammlung über eBay 
 
Der kontinuierliche Verkauf einer privaten Bierdeckelsammlung über eBay kann nach einem Urteil des 
Finanzgerichts Köln vom 04. März 2015 sowohl einkommen- als auch umsatzsteuerpflichtig sein. 
 
Der Kläger bestritt seinen Lebensunterhalt im Wesentlichen durch den eBay-Verkauf von Bierdeckeln 
und Bieretiketten aus der privaten Sammlung seines Vaters. Die geerbte Sammlung umfasste etwa 
320.000 Einzelteile und wurde vom Steuerpflichtigen durch Zukäufe fortgeführt. Veräußert wurden nur 
doppelte Exemplare. Hiermit erzielte er jährlich eBay-Umsätze zwischen € 18.000,00 und € 66.000,00. 
Das Finanzamt schätzte den erzielten Gewinn mit 20 % des Umsatzes und setzte gleichzeitig Umsatz-
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steuer fest. Hiergegen klagte der Steuerpflichtige vor dem Finanzgericht Köln, weil er kein Händler sei, 
der an- und verkaufe. 
 
Das Finanzgericht Köln stufte den Steuerpflichtigen nach einer umfangreichen Würdigung verschie-
dener Kriterien – insbesondere wegen seiner intensiven und langjährigen Verkaufsaktivitäten – als 
Unternehmer und Gewerbetreibenden ein. Auch die Gewinnschätzung mit 20 % des Umsatzes bean-
standete das Finanzgericht nicht. 
 
Das Urteil zeigt einmal mehr, dass es im Steuerrecht auf die Umstände des Einzelfalls ankommt. So 
hatte der Bundesfinanzhof beispielsweise entschieden, dass ein Briefmarkensammler, der aus 
privaten Neigungen sammelt, nicht der Umsatzsteuer unterliegt. Dieser Fall ist, so das Finanzgericht 
Köln, aber nicht mit dem vorliegenden Sachverhalt vergleichbar. In dem Fall des Bundesfinanzhofs 
war ein großer Teil der Sammlung en bloc aufgegeben und der Verkauf in einem Akt gewerblichen 
Auktionatoren übertragen worden. Im Gegensatz zu den umfangreichen Verkaufs- und Abwicklungs-
tätigkeiten des Steuerpflichtigen über eBay wurde der Briefmarkensammler nicht als Händler aktiv.  
 
 
Erbschaftsteuer . Keine Festsetzungsverjährung bei fehlender Anzeige von Vermö-
gensübertragungen 
 
Bereits mit Urteil vom 30. Oktober 2007 hat das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht entschieden, 
dass die Feststellunglast für die Kenntnis des Finanzamts von einer Schenkung beim Steuer-
pflichtigen liegt. 
 
Dem Kläger waren von seiner Mutter durch notariellen Überlassungsvertrag vom 05. Dezember 1992 
mehrere Grundstücke übertragen worden. Nach den Schenkungsteuerakten des beklagten Finanz-
amts erhielt dieses im Mai 2003 (im Rahmen der Erbschaftsteuerveranlagung nach der im Juli 2000 
verstorbenen Mutter) durch Einreichung der Erbschaftsteuererklärung Kenntnis von dem Über-
lassungsvorgang.  
 
Im Jahr 2004 setzte das Finanzamt gegen den Kläger Schenkungsteuer fest. Der Kläger ist der Auf-
fassung, es sei Festsetzungsverjährung eingetreten gewesen. Dem Finanzamt sei die Schenkung 
bereits im Jahr 1992 bekannt geworden. Es sei davon auszugehen, dass der Notar seiner Anzeige-
pflicht nach § 34 ErbStG nachgekommen sei. 
 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht entschied hingegen, dass zum Zeitpunkt der Schenkung-
steuerfestsetzung noch keine Festsetzungsverjährung eingetreten sei. Für den Beginn der Fest-
setzungsfrist komme es auf den Zeitpunkt der Kenntniserlangung der Finanzbehörde von der vollzo-
genen Schenkung an. Auch wenn es als wahr unterstellt werden könne, dass der Notar den Vertrag 
über den Überlassungsvorgang abgesandt habe und deshalb eine gewisse Wahrscheinlichkeit für den 
Zugang spreche, sei damit noch nicht nachgewiesen, dass dieser auch beim Finanzamt angekommen 
sei und dieses somit Kenntnis von dem Vorgang erlangt habe. Dies rechtfertige keine abweichende 
Verteilung der Feststellungslast. 
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Erbschaftsteuer . Keine Erbschaftsteuerbefreiung bei Gebäudeabriss und späterem 
Neubau 
 
Ein vom Erblasser selbst genutztes Familienheim kann an den Ehegatten (oder an die Kinder bei 
einer Wohnfläche bis zu 200 qm) grundsätzlich erbschaftsteuerfrei vererbt werden. Eine der Voraus-
setzungen ist, dass die Wohnung beim Erwerber unverzüglich zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt ist.  
 
Das Finanzgericht München hat mit seinem Urteil vom 22. Oktober 2014 entschieden, dass eine 
Steuerbefreiung bei Gebäudeabriss und Errichtung eines für eigene Wohnzwecke vorgesehenen 
Neubaus durch den Erben daher ausscheidet.  
 
Für die Steuerbefreiung ist es zwar grundsätzlich unschädlich, wenn der Erwerber zunächst eine 
umfassende Renovierung vornimmt und sich hierdurch der Beginn der Selbstnutzung verzögert. 
 
Etwas anderes gilt aber, wenn das marode Gebäude abgerissen und eine neue, zur Selbstnutzung 
vorgesehene Wohnung errichtet wird. Denn durch die vollständige Beseitigung des geerbten Hauses 
kann es nicht mehr zu dessen Selbstnutzung durch den Erben kommen. Ob der Abriss unvermeidbar 
gewesen ist, ist insoweit irrelevant. 
 
 
Erbschaftsteuer . Neuregelung bekommt Konturen 
 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht am 17. Dezember 2014 urteilte, dass die Vorschriften zur 
Betriebsvermögensbegünstigung mit dem Grundgesetz unvereinbar sind, ist es Aufgabe des 
Gesetzgebers, das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz abermals zu reformieren. Das Gericht hat 
dem Gesetzgeber eine Frist zu einer verfassungskonformen Ausgestaltung bis zum 30. Juni 2016 
gegeben. Das Bundesfinanzministerium hat nun ein „Eckwertepapier“ zu den Reformüberlegungen 
bekannt gegeben. Dieses gibt erste Hinweise, wie das zukünftige Recht ausgestaltet sein könnte. 
 
Wie zu erwarten, erfolgt keine grundsätzliche Neufassung des Erbschaft- und Schenkung-
steuergesetzes, sondern lediglich eine punktuelle Änderung, um den Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts gerecht zu werden. Allerdings sollen diese Änderungen deutlich gravierender 
ausfallen, als bislang aufgrund der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angenommen. Drei 
Kernbereiche sind herauszugreifen: 
 
Keine Betriebsvermögensvergünstigung für Verwaltungsvermögen 
 
Nach bisherigem Recht wird das Unternehmensvermögen von der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
verschont und zwar 
Ø zu 85 % (Regelverschonung), wenn es zu max. 50 % 
Ø zu 100 % (Optionsverschonung), wenn es zu max. 10 % 
aus Verwaltungsvermögen besteht.  
 
Zukünftig soll die bisherige Definition des Verwaltungsvermögens entfallen und der Begriff des 
begünstigten Vermögens neu definiert werden. Demnach sollen nach den Plänen des Bundes-
finanzministeriums zum begünstigten Vermögen alle Wirtschaftsgüter eines Unternehmens gehören, 
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die im Erwerbszeitpunkt zu mehr als 50 % (überwiegend) einer land- und forstwirtschaftlichen, 
gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit (Hauptzweck) dienen.  
 
Wirtschaftsgüter, die dem Betrieb nur bis zu 50 % oder die losgelöst vom Betrieb der Vermögens-
verwaltung dienen, sollen nicht begünstigt sein. Die betrieblichen Schulden sollen konsolidiert und 
anteilig dem begünstigten und nicht begünstigten Vermögen zugeordnet werden (konsolidierte Netto-
Betrachtung). Sofern der Anteil des Verwaltungsvermögens 10 % oder weniger des Vermögens 
beträgt, soll dies unschädlich sein. 
 
Betriebsvermögensvergünstigungen grds. nur für kleine und mittlere Unternehmen 
 
Bisher kann der Erwerber eine Verschonung von 85 % (Regelverschonung) oder optional eine Ver-
schonung von 100 % (Optionsverschonung) für das von ihm erworbene Unternehmensvermögen 
unabhängig von der Größe des übertragenen Unternehmens erhalten. Nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts muss bei großen Unternehmen aber eine Bedürfnisprüfung erfolgen. Hierbei soll 
geprüft werden, ob die Erbschaftsteuer gezahlt werden kann, ohne dass betriebliches Vermögen 
eingesetzt werden muss. 
 
Künftig soll daher die Verschonungsregel ohne Bedürfnisprüfung auf kleine und mittlere Unternehmen 
beschränkt werden. Zur Abgrenzung der kleinen und mittleren Unternehmen von großen Unter-
nehmen sieht das Eckwertepapier eine erwerbsbezogene Obergrenze von € 20 Mio. vor. Liegt der 
Wert des begünstigten Vermögens unterhalb der € 20 Mio.-Grenze, soll der Erwerber wie bisher eine 
85 %-ige oder 100 %-ige Verschonung unter Einhaltung der bisherigen Haltefristen und Lohn-
summenregelungen erhalten.  
 
Bei Erwerben über € 20 Mio. soll hingegen eine individuelle Bedürfnisprüfung zur Anwendung 
kommen. Im Rahmen der Bedürfnisprüfung soll jeder Erwerber nachweisen müssen, dass er persön-
lich nicht in der Lage ist, die Steuerschuld sofort zu begleichen. Bei der Bedürfnisprüfung soll auch 
das vorhandene Privatvermögen und das bei der Erbschaft oder Schenkung zugleich übergangene 
Privatvermögen berücksichtigt werden. Die Zumutbarkeitsgrenze soll bei 50 % dieser nicht betrieb-
lichen Vermögenswerte gezogen werden. Von dieser Bedürfnisprüfung ist dann die Gewährung des 
Verschonungsabschlags insgesamt abhängig. 
 
Lohnsummenregelung 
 
Nach den bisherigen Regelungen sind Betriebe mit bis zu 20 Arbeitnehmern von der Lohnsummen-
regelung befreit. Für sie gelten lediglich die Haltefristen von 5 Jahren (Regelverschonung) bzw. 
7 Jahren (Optionsverschonung), d. h. für diese Zeiträume müssen die bei Betriebsübergang im 
Unternehmen vorhandenen Lohnsummen gehalten werden.  
 
Anstelle dieser 20-Arbeitnehmer-Regelung ist vorgesehen, dass bei Unternehmen mit einem Unter-
nehmenswert bis € 1 Mio. auf die Prüfung der Lohnsummenregelung verzichtet wird (Nichtaufgriffs-
grenze) und wie bisher lediglich die Behaltensfristen 5 bzw. 7 Jahren zu beachten sind. Für Unter-
nehmen mit einem Unternehmenswert von mehr als € 1 Mio. soll die Lohnsummenregelung unein-
geschränkt, also unabhängig von der Anzahl der Arbeitnehmer, gelten. 
 
Tipp:  Die genaue Ausgestaltung des Gesetzes bleibt abzuwarten. Von Seiten der Wirtschaft und der 

Verbände stoßen die bisher bekannt gewordenen Pläne des Bundesfinanzministeriums auf 
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großen Widerstand. Zwei Tendenzen sind aber jetzt schon ablesbar: Die gesetzlichen Änder-
ungen werden wohl nicht erst zum 30. Juni 2016 kommen, sondern früher.  

 
Nach jetzigem Stand werden die Auswirkungen für größere mittelständische Unternehmen 
sehr viel gravierender ausfallen als bislang erwartet. Insoweit ist in einschlägigen Fällen 
dringend anzuraten, unter Hinzuziehung steuerlichen Rats auszuloten, ob derzeit noch das 
bestehende Recht für vorweggenommene Erbfolgen über Betriebsvermögen genutzt werden 
kann und soll. 

 
 
Sozialversicherungsrecht . Die Künstlersozialabgabe – verschärfte Regelungen ab 
01.01.2015 
 
Mit dem Gesetz zur Stabilisierung des Künstlersozialabgabesatzes (KSA-StabG) wird ab 01.01.2015 
der gesetzliche Prüfauftrag der Träger der Rentenversicherung zur Prüfung der Künstlersozialabgabe 
erheblich erweitert. Das Gesetz zielt auf die Einbeziehung des Themas Künstlersozialabgabe bei allen 
Arbeitgebern ab. Außerdem erhält die KSK ein eigenes Arbeitgeber-Prüfrecht, um branchen-
spezifische Schwerpunktprüfungen bzw. anlassbezogene Prüfungen in begrenztem Umfang selbst 
durchzuführen. 
 
Jeder Unternehmer, der nicht nur gelegentlich Aufträge an selbstständige Künstler oder Publizisten 
(natürliche Personen) vergibt, ist zur Meldung und zur Zahlung der Künstlersozialabgabe an die 
Künstlersozialkasse (KSK) verpflichtet. 
 
Die Rentenversicherungsträger müssen bei den Arbeitgebern prüfen, ob diese ihre Meldepflichten 
nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz ordnungsgemäß erfüllen und die Künstlersozialabgabe 
rechtzeitig und vollständig entrichten. 
 
Wer ist abgabepflichtig? 
 
Folgende Unternehmen sind zur Künstlersozialabgabe verpflichtet: 
 

· Buch-, Presse- und sonstige Verlage, Presseagenturen, 
· Theater, Orchester, Chöre und vergleichbare Unternehmen, 
· Theater-, Konzert- und Gastspieldirektionen sowie 
· sonstige Unternehmen, deren wesentlicher Zweck darauf gerichtet ist, für die Aufführung oder 

Darbietung künstlerischer oder publizistischer Werke oder Leistungen zu sorgen, 
· Rundfunk, Fernsehen, 
· Hersteller von bespielten Bild- und Tonträgern (ausschließlich alleiniger Vervielfältigung), 
· Galerien, Kunsthandel, 
· Unternehmen in der Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für Dritte, 
· Varieté- und Zirkusunternehmen, Museen, 
· Aus- und Fortbildungseinrichtungen für künstlerische oder publizistische Tätigkeiten, 
· alle Unternehmer, die für Zwecke ihres eigenen Unternehmens Werbung oder 

Öffentlichkeitsarbeit betreiben und dabei nicht nur gelegentlich Aufträge an selbständige 
Künstler oder Publizisten erteilen, 
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· alle Unternehmer, die nicht nur gelegentlich Aufträge an selbständige Künstler oder 
Publizisten erteilen, um deren Werke oder Leistungen für Zwecke ihres Unternehmens zu 
nutzen, sofern im Zusammenhang mit dieser Nutzung Einnahmen erzielt werden sollen. 

 
Bei den letztgenannten Unternehmern reicht schon die Vergabe von mehr als drei Aufträgen an 
selbständige Künstler und Publizisten aus, damit es zur Abgabepflicht kommen kann. Eine 
Geringfügigkeit, welche zu keiner Abgabepflicht führt, wird ab 2015 angenommen, wenn die 
Gesamtsumme der Aufträge unterhalb von € 450,00 liegt, auch wenn mehr als drei Aufträge im 
Kalenderjahr erteilt wurden. Vor allem wenn Sie als Unternehmer Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit 
betreiben und dafür eine Agentur, die keine juristische Person ist, beauftragen, können Sie leicht 
abgabepflichtig werden. Zu den künstlersozialversicherungspflichtigen Leistungen können beispiels-
weise gehören: 
 

· das Erstellen von Geschäftsberichten, Katalogen, Broschüren oder Prospekten, 
· das Verfassen von Pressemitteilungen oder Zeitungsartikeln, 
· das Gestalten von Produkten, 
· die Leistungen eines Webdesigners, der eine Firmenhomepage entwirft, 
· künstlerische Darbietungen auf öffentlichen Betriebsfeiern. 

 
Wer ist meldepflichtig? 
 
Als zur Abgabe verpflichteter Unternehmer müssen Sie nach Ablauf des Kalenderjahres - spätestens 
bis zum 31.03. des folgenden Jahres - die beitragspflichtigen Entgelte an die Künstlersozialkasse 
melden. Für die Meldung ist ein Meldebogen vorgesehen, den Sie unter der Internetadresse 
www.kuenstlersozialkasse.de herunterladen können. 
 
Sollten Sie als abgabeverpflichteter Unternehmer Ihrer Meldepflicht nicht nachkommen oder ist die 
Meldung falsch oder unvollständig, wird von der Künstlersozialkasse eine Schätzung vorgenommen. 
Gegebenenfalls kann ein Bußgeld von bis zu € 50.000,00 gegen Sie verhängt werden. 
 
Wie hoch ist die Abgabe? 
 
Die Künstlersozialabgabe berechnet sich nach einem bestimmten Prozentsatz von der 
Bemessungsgrundlage. Bemessungsgrundlage für die Künstlersozialabgabe sind die Entgelte für 
künstlerische oder publizistische Werke oder Leistungen, die von einem Abgabeverpflichteten für die 
entsprechenden Tätigkeiten im Laufe eines Kalenderjahres an selbständige Künstler oder Publizisten 
gezahlt werden (Nettorechnungsbeträge). 
 
Der Prozentsatz der Künstlersozialabgabe beträgt: 
 

· Kalenderjahr 2015: 5,2 %, 
· Kalenderjahr 2014: 5,2 %, 
· Kalenderjahr 2013: 4,1 %, 
· Kalenderjahr 2010 bis 2012: 3,9 %. 
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Beispiel zur Berechnung der Künstlersozialabgabe: 
 
Ein abgabeverpflichteter Unternehmer zahlt in 2015 an einen Einzelunternehmer für die Gestaltung 
und Einrichtung einer Homepage ein Entgelt in Höhe von € 10.000,00 netto. 
 
Die Künstlersozialabgabe berechnet sich wie folgt: 
 
Entgelt € 10.000,00 x 5,2 % = € 520,00 
 
Die Künstlersozialabgabe beträgt demnach € 520,00. 
 
Welche Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs- sowie Auskunftspflichten bestehen? 
 
Als Abgabepflichtiger trifft Sie eine Aufzeichnungspflicht. Sie müssen also laufende Aufzeichnungen 
über die Entgelte führen und diese fünf Jahre lang aufbewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Entgelte fällig geworden sind. Da die Künstlersozialabgabe fünf 
Jahre rückwirkend erhoben werden kann, ist die Aufbewahrung über diesen Zeitraum auch für 
Auftraggeber, die noch nicht als abgabepflichtig gelten, zu empfehlen. 
 
Wie wird die Einhaltung der Abgabepflicht überprüft? 
 
Nach der sogenannten KSVG-Beitragsüberwachungsverordnung ist die Künstlersozialkasse 
berechtigt, durch eine Außenprüfung zu überwachen, ob die Beiträge korrekt entrichtet wurden. Die 
Prüfung wird regulär von den Trägern der Rentenversicherung durchgeführt. Die Betriebsprüfer der 
Deutschen Rentenversicherung stellen eine flächendeckende Erfassung und Überprüfung der 
abgabepflichtigen Arbeitgeber sicher. 
 
Die Einleitung der Prüfung der Künstlersozialabgabe erfolgt immer mit der Übersendung von Erhe-
bungsbögen zur Prüfung der Abgabepflicht und zur Feststellung der Höhe der Künstlersozialabgabe - 
sie bilden die Grundlage für die Entscheidung über die Abgabepflicht dem Grunde nach und die 
Abgabehöhe. Der Abschluss der Prüfung erfolgt dann in Auswertung des Erhebungsbogens im Hause 
des Rentenversicherungsträgers oder unmittelbar im Rahmen der turnusmäßigen Betriebsprüfung vor 
Ort. 
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